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A) SATZUNGEN, VERORDNUNGEN UND 
 BEKANNTMACHUNGEN 
 DER REGION HANNOVER UND DER
 LANDESHAUPTSTADT HANNOVER

 Region Hannover

 – – –

 Landeshauptstadt Hannover

 – – –

B)  SATZUNGEN UND BEKANNTMACHUNGEN 
DER STÄDTE UND GEMEINDEN

1. Gemeinde Isernhagen 

 Bebauungsplan Nr. 2/206 „Zentrum Isernhagen - 
Vollversorger / Kirche“, Ortschaft Alwarmbüchen

Der Rat der Gemeinde Isernhagen hat den Bebauungsplan 
Nr. 2/206 „Zentrum Isernhagen - Vollversorger / Kirche“, 
Ortschaft Altwarmbüchen nebst Begründung in seiner 
Sitzung am 11. Dezember 2014 als Satzung gemäß § 10 
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 
2/206 mit der zugehörigen Begründung gemäß § 10 Abs. 
3 BauGB in Kraft.

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes werden die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ansiedlung 
eines Vollversorger auf dem Grundstück der katholischen 
Kirche und den Neubau der am alten Standort aufgege-
benen Kirche auf dem Eckgrundstück Bothfelder Straße/
Königsberger Straße geschaffen.
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Der räumliche Geltungsbereich (ca.0,76 ha) umfasst die 
Flurstücke 34/9, 31/38, 31/39, 31/16, 151/4 (Teilbereich), 
34/3, 35/30. Er wird wie folgt begrenzt:
- im Norden durch die südlichen Begrenzungen der 

Flurstücke 31/14 und 151/4,
- im Osten durch die westlichen Begrenzungen der 

Flurstücke 31/36, 31/37, 29/5 und 29/7, 
- im Süden durch die nördlichen Begrenzungen der 

Flurstücke 34/10, 35/29 und 35/28,
- im Westen durch die östlichen Begrenzungen der 

Flurstücke 35/16, 35/12, 35/28,35/26, 35/23 sowie 
31/1 (Königsberger Straße).

Alle Flächen im Geltungsbereich gehören der Flur 2 der 
Gemarkung Altwarmbüchen an. Die genaue Abgrenzung 
ist dem zeichnerischen Geltungsbereich zu entnehmen.
Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes werden die 
Festsetzungen der Bebauungspläne Nr. 2/6 „Ortsmitte“ 
und Nr. 2/84 „Zentrum“, 1. Änderung, unwirksam, soweit 
sie durch den räumlichen Geltungsbereich dieses Bebau-
ungsplanes überlagert werden.
Im beschleunigten Verfahren gem. § 13a i. V. m. § 13 Abs. 
3 BauGB wird von der Umweltprüfung, dem Umweltbe-
richt, von der Angabe der Art verfügbarer umweltbezoge-
ner Informationen und der zusammenfassenden Erklä-
rung abgesehen.
Die Satzung mit der Begründung wird gemäß § 10 Abs. 3 
BauGB in der Gemeindeverwaltung Isernhagen, Ortschaft 
Altwarmbüchen, Bau- und Planungsamt, -Planungsab-
teilung-, Bothfelder Straße 33, unbefristet bereitgehalten 
und kann von jedermann während der allgemeinen Öff-
nungszeiten eingesehen werden. Auf Verlangen wird über 
den Inhalt Auskunft gegeben.
Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB wird die Verletzung der in § 
215 BauGB bezeichneten Vorschriften unbeachtlich, wenn 
sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darle-
gung des die Verletzung begründeten Sachverhalts geltend 
gemacht worden ist.
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 
Abs. 4 BauGB über die fristgerechte Geltendmachung 
etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine 
bisher zulässige Nutzung durch diese Satzung und über 
das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hin-
gewiesen.
Außerdem ist gem. § 10 des Nds. Kommunalverfassungs-
gesetzes (NKomVG) eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften nach diesem Gesetz beim Zustande-
kommen der Satzung unbeachtlich, wenn sie nicht schrift-
lich innerhalb eines Jahres seit Verkündung der Satzung 
gegenüber der Kommune unter Angabe der verletzten 
Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel angibt, gel-
tend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vor-
schriften über die Genehmigung oder die Verkündung der 
Satzung verletzt worden sind.

Isernhagen, den 22.01.2015

Gemeinde Isernhagen
Der Bürgermeister

Bogya
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2. Stadt  LEHRTE

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan zur 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr. 02/7 „Gewerbegebiet 
Lehrte-Nord 3“ in Aligse

Beschluss über den Bebauungsplan gemäß § 10 Bauge-
setzbuch ( BauGB )
Aufgrund der §§ 1 Abs. 3 und 10 BauGB und des § 58 des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes in der 
jeweils z. Z. geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Lehrte 
in seiner Sitzung am 19.11.2014 den vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 02/7 „Gewerbegebiet Lehrte-Nord 3“ 
in Aligse als Satzung und die Begründung beschlossen.
Die Begrenzung des Bebauungsplangebietes und seine 
Lage im Stadtgebiet Lehrte ergibt sich aus dem dargestell-
ten Übersichtsplan.

Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB tritt der vorhabenbezogene 
Bebauungsplan Nr. 02/7 mit dieser Bekanntmachung in 
Kraft.
Der Bebauungsplan und die dazugehörige Begründung 
wird im Fachdienst Stadtplanung der Stadt Lehrte, Rat-
hausplatz 1, 31275 Lehrte zu jedermanns Einsicht bereit-
gehalten. Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird auf 
Verlangen während der Sprechzeiten der Verwaltung Aus-
kunft gegeben.
Unbeachtlich werden gem. § 215 BauGB eine beachtliche 
Verletzung der in § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, Abs. 2 und Abs. 
3 Satz 2 BauGB bezeichneten Vorschriften sowie Mängel 
des Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber 
der Stadt Lehrte geltend gemacht worden sind.
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 
Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Be-

bauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie 
über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen.

Lehrte, den 16.01.2015

Stadt Lehrte
Der Bürgermeister

Sidortschuk
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3. Stadt  SEHNDE

 1. Satzung zur Änderung der Satzung über den 
geschützten Landschaftsbestandteil „Papenholz“ 
LB-H 35 in der Gemarkung Sehnde der Stadt  
Sehnde

Aufgrund der §§ 10,11 und 58 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 
(Nds. GVBl 2010, S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 16.12.2013 (Nds. GVBl. Nr. 23/ 2013, 
S. 307), der §§ 22 und  29 Abs. 1 Bundesnaturschutzge-
setz (BNatSchG) in der Fassung vom 29.07.2009 (BGBl. 
I S. 2.542), zuletzt geändert durch Artikel 4 Abs. 100 des 
Gesetzes vom 07.08.2013 (BGBl. I S. 3.154) und der §§ 
14 und 22 des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes 
zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatschG) vom 
19.02.2010 (Nds. GVBl. Nr. 6 vom 26.02.2010, S. 104) hat 
der Rat der Stadt Sehnde in seiner Sitzung am 11.12.2014 
folgende Satzung beschlossen:

Artikel I

Die Satzung der Stadt Sehnde über den geschützten Land-
schaftsbestandteil Papenholz LB-H 35 in der Gemarkun-
gen Sehnde  der Stadt Sehnde (Amtsblatt für die Region 
Hannover vom 21.11.1996) wird wie folgt geändert:

Der Geltungsbereich wird um den intensiv genutzten 
Frei- und Außenbereich am  Bonhoefferhaus reduziert.
 

§ 2 
Geltungsbereich

Diese Satzung gilt für das Gebiet der Gemarkung Sehnde, 
dessen genaue Grenzen sich aus der dieser Satzung als An-
lage beigefügten Karte im Maßstab 1:2.500 ergeben.

Die Karte ist maßgeblicher Bestandteil der Satzung. 

Artikel II

In – Kraft – Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
im Amtsblatt für die Region Hannover in Kraft.

Sehnde, den 19.01.2015

Stadt Sehnde
L.S. Lehrke

Bürgermeister
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C) SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

 aha - 
 Zweckverband Abfallwirtschaft Region Hannover

 Bekanntmachung des Urteils des 9. Senats des Ober-
verwaltungsgerichtes Lüneburg vom 10.11.2014 (9 
KN 316/13)

Abfallgebühren: Mindestbehältervolumen und kombi-
nierter Wohnungs- und Grundstücksmaßstab für die Ab-
fallgrundgebühr
1. Für die Rechtmäßigkeit eines festgelegten Mindest-
behältervolumens von 10 Litern pro Person und Woche 
für Restabfälle aus privaten Haushalten kommt es darauf 
an, ob es (deutlich) niedriger bemessen ist als das durch-
schnittlich anfallende Restabfallvolumen im Bereich des 
Einrichtungsträgers. Das Mindestbehältervolumen muss 
aber nicht so niedrig angesetzt werden, dass selbst ein be-
reits Restabfall vermeidender Nutzer/Abfallbesitzer dazu 
angespornt wird, eine weitere Absenkung bis auf die ge-
ringste, ohne illegale Abfallentsorgung noch verbleibende 
Restabfallmenge anzustreben. 
2. Eine Maßstabsregelung in der Abfallgebührensatzung, 
nach der die Grundgebühr für die Inanspruchnahme der 
Rest und Bioabfallentsorgung nach zwei miteinander 
kombinierten Wahrscheinlichkeitsmaßstäben in der Weise 
bemessen wird, dass anteilig eine Grundgebühr je Grund-
stück und eine weitere Grundgebühr je Wohnung sowie 
ggfs. eine weitere Grundgebühr je sonstiger Nutzungsein-
heit addiert werden, ist nicht geeignet, die gegenüber den 
Benutzern der Abfallentsorgungseinrichtung erbrachte, 
verbrauchsunabhängige Vorhalteleistung entsprechend 
Art und Umfang der aus der Lieferbereitschaft folgenden 
abrufbaren Arbeitsleistung abzubilden. Sie verstößt gegen 
§ 12 Abs. 6 Sätze 1 bis 3 NAbfG i. V. m. § 5 Abs. 3 Sätze 1 
und 2 NKAG sowie gegen den allgemeinen Gleichheitssatz 
des Art. 3 Abs. 1 GG.
OVG Lüneburg 9. Senat, Urteil vom 10.11.2014, 9 KN 
316/13
§ 139 BGB, Art 3 Abs 1 GG, § 12 Abs 6 S 3 AbfG ND, § 12 
Abs 1 AbfG ND, § 11 Abs 1 AbfG ND, § 12 Abs 2 S 2 KAG 
ND, § 2 Abs 1 S 2 KAG ND, § 5 Abs 3 KAG ND

Tenor

Die im Gemeinsamen Amtsblatt für die Region Hannover 
und die Landeshauptstadt Hannover vom 25. Juli 2013 be-
kannt gemachte und zum 1. Januar 2014 in Kraft getretene 
12. Satzung zur Änderung der Satzung des Antragsgegners 
über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsor-
gung in der Region Hannover (Abfallgebührensatzung) 
vom 16. Juli 2013 wird für unwirksam erklärt.
Die Normenkontrollanträge im Übrigen werden abge-
lehnt.
Die Kosten des Verfahrens tragen die Antragsteller und 
der Antragsgegner jeweils zur Hälfte.
Die Kostenentscheidung ist vorläufig vollstreckbar.
Der jeweilige Vollstreckungsschuldner kann die Vollstre-
ckung durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des 
aufgrund des Urteils vollstreckbaren Betrages abwenden, 
wenn nicht der jeweilige Vollstreckungsgläubiger zuvor 
Sicherheit in gleicher Höhe leistet.
Die Revision wird nicht zugelassen.
Die Gesamtfassung des Urteils ist auf den Internetseiten 
www.rechtsprechung.niedersachsen.de und www.aha-
region.de veröffentlicht.

Hannover, 21. Januar 2015

Zweckverband Abfallwirtschaft Region Hannover
Die Verbandsgeschäftsführerin

Kornelia Hülter

 Wasserverband Nordhannover

 Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2015 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes (NKomVG) in Verbindung mit den §§ 18 
Abs.1 und 16 Abs.3 des Niedersächsischen Gesetzes über 
die kommunale Zusammenarbeit (NKomZG) hat die Ver-
bandsversammlung des Wasserverbandes Nordhannover 
in der Sitzung vom 16.12.2014 folgende Haushaltssatzung 
für das Haushaltsjahr 2015 beschlossen: 

§ 1 

Der Wirtschaftsplan für das Haushaltsjahr 2015 wird 
im Erfolgsplan  - Verwaltungshaushalt - 
in den Erträgen auf :   7.149.000,00 €
in den Aufwendungen auf :   7.149.000,00 €
im Vermögensplan - Vermögenshaushalt - 
in der Einnahme auf :    971.000,00 €
in der Ausgabe auf :    971.000,00 €
festgesetzt. 

§ 2 

Kredite für Investitionen werden auf   150.000,00 € 
festgesetzt 

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veran-
schlagt. 

§ 4 

Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haus-
haltsjahr 2015 zur rechtzeitigen Leistung von Ausga-
ben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
1.150.000,00 € festgesetzt. 

§ 5 

Eine Verbandsumlage nach § 19 Abs. 5 der Verbandsord-
nung wird nicht erhoben, außer einer Zahlung von 0,60 € 
je Einwohner für Neuzugänge in der Kanalreinigung. Die 
Umlagen für die Verbandsaufgaben nach § 3 Abs. 1 Ziffer 
3 der Verbandsordnung bestimmen sich nach der Satzung 
über die Reinigung von Kanalisationen (Kanalsatzung).

Burgwedel, den 16.12.2014

Wasserverband Nordhannover 
 Papenburg Krebs 
Verbandsvorsteher  Verbandsgeschäftsführer

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2015 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die Ge-
nehmigung der in § 2 festgesetzten Kreditermächtigung 
ist erteilt worden. (Genehmigung der Region Hannover – 
Kommunalaufsicht- vom 14.01.2015 – Az. – 15.01 15 12 
00/2 (22)) 
Der Wirtschaftsplan mit seinen Anlagen liegt nach § 114 
(2) Satz 3 NKomVG für sieben Werktage (außer samstags), 
beginnend mit dem Tage nach dieser Bekanntmachung, 
im Verwaltungsgebäude des Wasserverbandes Nordhan-
nover in Burgwedel, Ortsteil Wettmar, Herrenhäuser 
Str. 61, während der Dienststunden zur Einsichtnahme  
öffentlich aus.

Burgwedel, 19.01.2015

Wasserverband Nordhannover 
Krebs 

Verbandsgeschäftsführer
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